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Besitzt der Antragsteller selbst einen Computer — wovon 
wir ausgehen —, so ist es sinnvoll, die Prüfung der für den 
Antrag notwendigen Daten auf Richtigkeit und Vollständig­
keit bereits vor der Übertragung auf den Gerichtscompu­
ter vorzunehmen. Der Antrag, den der Gläubiger an das Ge­
richt stellt, enthält dann schon auf Vollständigkeit und Rich­
tigkeit geprüfte Daten. Dennoch werden die Daten vom Ge­
richtscomputer noch einmal überprüft, weil der Antrag auf 
Erlaß einer gerichtlichen Zahlungsaufforderung gemäß den 
Bestimmungen der ZPO vom Gericht geprüft werden muß. 
Die Prüfung der Daten vor Antragstellung dient zum einen 
dazu, den Gerichtscomputer zu entlasten und zeitaufwen­
dige Zurückweisungen von Anträgen zu vermeiden; zum an­
deren dient sie der Sicherung der Datenintegrität der Daten 
auf dem Gerichtscomputer.

Die Datenintegrität schließt die Datenkonsistenz (d. h. die 
innere Widerspruchsfreiheit der Daten), die Datensicherheit 
und den Datenschutz ein. Der Gerichtscomputer bearbeitet 
also nur vollständige Anträge, für die das jeweilige Gericht 
auch zuständig ist. Zur Sicherung der Datenkonsistenz ge­
hört auch die Zurückweisung fehlerhaft eingegebener Daten. 
Eingabefehler von Kundennummern, Postleitzahlen und Per­
sonenkennzahlen lassen sich durch Prüfzifferkontrollen ver­
hindern. Eine versehentliche Doppelvergabe des Schlüssel­
worts Kundennummer wird vom relationalen Datenbanksy­
stem als Fehler abgewiesen. Sog. Mutationsanomalien, die 
durch unvollständige Modifikation redundant gespeicherter 
Daten auf treten können, werden durch Normalisierung der 
Relationen umgangen.4

Die Probleme des Datenschutzes sind bei der rechnerge­
stützten Bearbeitung gerichtlicher Zahlungsaufforderungs­
verfahren geringer als in anderen Datenbankanwendungen, 
da weder vom Gerichtscomputer auf Daten des Gläubigers 
zugegriffen wird noch umgekehrt. Es werden nur Daten über­
tragen. Unberechtigte Zugriffe werden durch bestimmte Be­
triebssystem- und Datenbankmaßnahmen verboten.

Nach Erlaß der gerichtlichen Zahlungsaufforderung erge­
ben sich aus weiteren Prozeßhandlungen, Mitteilungen oder 
Ereignissen folgende weitere Eingaben an den Computer:

25. Datum der Zustellung der gerichtlichen Zahlungsauf­
forderung an den Schuldner auf Grund des Rücklaufs der 
Zustellungsurkunde von der Deutschen Post.5 Das Datum 
der Zustellung wird vom Gerichtscomputer erfaßt und die 
automatische Fristüberwachung für die Einlegung des Ein­
spruchs in Gang gesetzt.

26. Ausgabeinformationen an den Gläubiger über Zustell­
mängel, mit der Aufforderung, den Mangel zu beheben. Wenn 
die Behebung des Zustellmangels durch den Gläubiger nicht 
erforderlich ist, Korrektur des Zustellmangels mit Hilfe einer 
korrigierten Eingabe beim gerichtlichen Computer. Hier muß 
es dann zu einer erneuten Rückmeldung der Deutschen Post 
über die Zustellung (Datum 25) kommen.

27. Wenn die gerichtliche Zahlungsaufforderung nur vor­
übergehend nicht zugestellt werden kann, Festlegung des 
Kalenderdatums, zu welchem der Computer die neuerliche 
Zustellung in Gang setzen soll.

28. Einspruch des Schuldners gegen die gerichtliche Zah­
lungsaufforderung. Die Ausgabeinformation an den Gläubi­
ger hat den Inhalt, daß der Schuldner Einspruch eingelegt 
hat und der Antrag auf Erlaß einer gerichtlichen Zahlungs­
aufforderung als Klage behandelt wird (§ 15 Abs. 2 ZPO).

29. Mitteilung des Gläubigers, daß der Schuldner gezahlt 
hat. Der Computer gibt die Ausgabeinformation, daß das 
Verfahren eingestellt wird.

30. Auf Grund der Mitteilung des Gläubigers, daß der 
Schuldner einen Teilbetrag gezahlt hat, errechnet der Com­
puter den ausstehenden Teilbetrag, den er bis zum Ablauf 
der Einspruchsfrist speichert.

Wenn mit dem Ablauf der mit dem Datum 25 gesetzten 
Einspruchsfrist keine Eingabe — entweder Einspruch des 
Schuldners (28) oder Schuldner hat gezahlt (29) — erfolgt, 
hat die Ausgabeinformation den Inhalt, daß die gerichtliche 
Zahlungsaufforderung rechtskräftig ist (§ 15 Abs. 4 ZPO).

Die Abarbeitung des Programms auf der Basis des Daten­
banksystems ermöglicht dem Sekretär des Gerichts, sich täg­
lich den Stand jedes einzelnen Verfahrens per Bildschirm

oder Computerausdruck vorführen bzw. vorlegen zu lassen. 
Er kann sich außerdem alle Verfahren vorführen bzw. vor­
legen lassen, die sich in einem bestimmten, gleichen Stadium 
befinden, z. B. alle Verfahren, in denen der Antrag wegen 
Unzulässigkeit des Gerichtsweges oder wegen örtlicher Un­
zuständigkeit zurückgewiesen wurde, oder alle Verfahren, 
in denen der Antrag zurückgewiesen wurde, weil die Frist 
der angemahnten Forderung noch nicht abgelaufen ist oder 
weil keine gültige Prozeßvollmacht erteilt wurde. Er kann 
sich darüber informieren, in welchen Verfahren der Gläu­
biger zur Ergänzung oder Änderung des Antrags aufgefor­
dert wurde, die gestellten Fristen zur Ergänzung oder Än­
derung des Antrags abgelaufen sind, die gerichtliche Zah­
lungsaufforderung nicht zugestellt werden konnte, Einspruch 
gegen die gerichtliche Zahlungsaufforderung eingelegt wurde 
und diese als Klage behandelt wird oder die gerichtlichen 
Zahlungsaufforderungen rechtskräftig geworden sind.

Der Sekretär des Gerichts kann sich je nach Wunsch le­
diglich die Anzahl der jeweiligen Verfahren angeben lassen 
oder auch die Aktenzeichen mit Bezeichnung des Gläubigers 
und des Schuldners.

Die Automatisierung der Ausstellung der Rechnungen 
und der Mahnungen durch den Gläubiger sowie die Automa­
tisierung der Stellung des Antrags auf Erlaß einer gerichtli­
chen Zahlungsaufforderung und seiner Bearbeitung durch das 
Gericht bringt eine erhebliche Einsparung von Arbeitskräf­
ten, eine erhebliche Verkürzung der Arbeitszeit und eine 
Minimierung der Fehlerquoten bei allen Beteiligten mit sich.

4 Die Normalisierung der Relationen bedeutet, daß jedes Datum 
physisch nur einmal auftritt, d. h. beispielsweise, daß der gesetz­
liche Vertreter nicht für jeden Schuldner, sondern nur für jeden 
Gläubiger einmal abgespeichert wird. Datenredundanz tritt dem­
zufolge in der Datenbank eines Computers nicht auf. Redundant 
ist jedoch die Abspeicherung der Schuldnerdaten auf den Com­
putern des Gerichts und des Gläubigers. Die Änderung eines Teils 
der redundanten Daten (z. B. Änderung des gesetzlichen Vertreters) 
wird sofort vom Gerichtscomputer bemerkt und als nicht über­
einstimmend gemeldet. Der Teil der Daten, der keiner Überprü­
fung unterliegen kann (z. B. Änderung der Anschrift des Schuld­
ners während der Antragsbearbeitung) muß durch ein geson­
dertes Änderungsprotokoll dem Gerichtscomputer übertragen 
werden.
Die auf beiden Rechnern redundant gespeicherten Daten sind 
zwar für die Datenkonsistenz ungünstig, erhöhen aber die Da­
tensicherheit. Nach sog. Systemzusammenbrüchen läßt sich die 
Datenbank des Gerichtscomputers einfach aus den auf Magnet­
band gesicherten Daten des Vortages und den wiederholt zu 
übertragenden Daten des Gläubigers rekonstruieren.

5 Es ist zu prüfen, ob die Rückmeldung über die Zustellung mit­
tels Computereingabe beim zuständigen Postamt mit Angabe des 
Aktenzeichens (Datum 24) erfolgen kann und die Zustellungs­
urkunde (zeitweilig) bei der Post verbleiben kann.
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In seinem Urteil vom 23. Mai 1985 — BZB 40/85 — (NJ 1987, 
Heft 1, S. 45) befaßte sich das Bezirksgericht Frankfurt Oder) 
mit dem Umfang der Wertminderung, die einem Schaden­
ersatzanspruch zugrunde zu legen ist, wenn der Geschädigte 
die Sache, um die er geschädigt worden war, nach ihrer Rück­
gabe nur noch als Gebrauchtware veräußern kann. Es han­
delte sich darum, daß ein mittels gestohlenen und gefälsch­
ten Schecks gekaufter Kassettenrecorder vier Monate nach 
der Straftat beschlagnahmt und vom geschädigten Einzel­
handelsbetrieb nur noch wertgemindert als Gebrauchtware 
verkauft werden konnte.

Bei seiner Entscheidung zur Höhe der Wertminderung 
hat sich das Bezirksgericht m. E. richtig davon leiten lassen, 
daß nach § 7 Abs. 2 der inzwischen außer Kraft getretenen 
АО (Nr. 1) über die Allgemeinen Bedingungen beim An- und 
Verkauf gebrauchter Konsumgüter vom 10. November 1978 
(GBl. I Nr. 41 S. 449) i. d. F. der АО Nr. 4 vom 5. Dezember 
1984 (GBl. I 1985 Nr. 1 S. 2) eine noch bestehende Garantie 
Einfluß auf die Preisbildung bei einer Gebrauchtware hat. 
Wenn auch dieser Sachzusammenhang in § 6 Abs. 2 der seit 
dem 1. Januar 1987 geltenden АО über die Allgemeinen Be­
dingungen beim An- und Verkauf gebrauchter Konsumgüter 
vom 20. Oktober 1986 (GBl. I Nr. 34 S. 433) nicht mehr ex- 
pressis verbis enthalten ist, so kann dies m. E. aber nicht 
heißen, daß er künftig für die Wertermittlung bei Gebraucht­
waren bedeutungslos geworden ist.


